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über
Magistrat Der Oberbürgermeister
und
Herrn Stadtverordnetenvorsteher
Dr. Gerhard Obermayr

an den Ausschuss
für Stadtentwicklung, Planung und Bau

./0. September 2024

Chancen des Baulandmobilisierungsgesetzes für die Stadt Wiesbaden
- Antrag der Fraktionen SPD, 890/Die Grünen, die Linke und Volt vom 01.11.2022
- Antrag-Nr. 22-F-63-01 06
- Beschluss Nr. 0144 vom 08.11 .2022

Der Magistral wird gebeten,
1) allgemein zu prüfen, welches Potenzial die neuen lnstrumente des Baulandmobilisie-

rungsgeselzes zur Entspannung des Wiesbadener Wohnungsmarktes beinhalten,

2) dabei besonderen Augenmerk auf folgende Aspekte mit möglichst konkreten Umset'
zungsbereichen zu legen:

a. der Genehmigungsvorbehalt bei Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen,

b. die Ausübung des kommunalen Vorkaufsrechtes bei (städterbaulichen Miss-

ständen (beispielsweise beim "Roten Hochhaus" in Dotzheim oder der Liegen-

schaft Bismarckring 23)
c. die Nutzung sektoraler Bebauungspläne,
d. die Erweiterung zur Festlegung von Baugeboten und die ggf. damit verbun-

dene Umsetzung durch städtische Wohnungsbaugesellschaften,
e. die Befreiung von Festlegungen des Bebauungsplans auch über die Grund-

züge der Planung hinaus zugunsten von Wohnbebauung.

Antwort:

Zu 1)

Die lnstrumente des Baulandmobilisierungsgesetzes sind im Wesentlichen Anderungen des
Baugesetzbuches, die mit der Anderungsnovelle am 23.06.2021 eingeführt wurden.

Die wesentlichen Anderungen bzw. Neuerungen sind im Folgenden aufgeführt:

. Einführung des sektoralen Bebauungsplans für den Wohnungsbau

. MaßvolleAusweitung kommunalerVorkaufsrechte

Rathsus. SchlossplaE 6
65183 Wi6sb6(bn
Telelon: 061 1 31-2921
Teleler:0611 31-3901
E{,lall: O€zornat.l@l,viesbadon.de

www.\,iesbaden.de



. Erweiterung des Baugebots

. Weitere Erleichterungen für den Wohnungsbau

. Anderungen der Baunutzungsverordnung

. Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen

Die gesetzlich vorgeschriebenen direkten Handlungsbedarfe der Kommunen wurden verwal-
tungstechnisch umgesetzt. Die neuen planungsrechtlichen Möglichkeiten wie z. B. der sekt-
orale Bebauungsplan wurden im Hinblick auf die spezifischen Wiesbadener Verhältnisse ge-
prüft, siehe Beantwortung der Punkte 2a-2e.

Zu 2a Genehmigungsvorbehalt

Die Genehmigungsvorbehalte für die Begründung von Wohnungs- oder Teileigentum werden
innerhalb der Stadtverwaltung wie folgt bearbeitet:

Die Genehmigungsvorbehalle auf der Grundlage der Umwandlungsgenehmigungsverord-
nung (UmWaGenv) werden vom Stadtplanungsamt, Abteilung Städtebau bearbeitet. Die
Umwandlungsgenehmigung nach § 250 Baugesetzbuch (BauGB) werden vom Amt für Sozi-
ale Arbeit - 51 08 Abteilung Wohnen bearbeitet.

Zu 2b kommunales Vorkaufsrechl

§ 24 BauGB wurde mit Anderung vom 21.06.2021 wie folgt geändert bzw. ergänzt

6. in Gebieten, die nach den §§ 30, 33 oder 34 Absatz 2 vorwiegend mit Wohngebäuden be-
baut werden können, soweit die Grundstücke unbebaut sind, wobei ein Grundstück auch
dann als unbebaut gilt, wenn es lediglich mit einer Einfriedung oder zu erkennbar vorläuligen
Zwecken bebaut ist,

7. in Gebieten, die zum Zweck des vorbeugenden Hochwasserschutzes von Bebauung frei-
zuhalten sind, insbesondere in Überschwemmungsgebieten, sowie

8. in Gebieten nach den §§ 30, 33 oder 34, wenn

a) in diesen ein städtebaulicher Missstand im Sinne des § 136 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung
mit Absatz 3 vorliegt oder

b) die baulichen Anlagen einen Missstand im Sinne des § 177 Absalz 2 aufweisen

und die Grundstücke dadurch erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das soziale oder
städtebauliche Umfeld aufweisen, insbesondere durch ihren baulichen Zustand oder ihre der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung widersprechende Nutzung.

Bisher wurden in Wiesbaden keine Vorkaufsrechte nach den neuen Regelungen nach § 24
Absätze 6-8 BauGB ausgeübt. Da jedoch im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Wies-
badener Baulandbeschlusses vorgesehen ist, die Möglichkeiten des lnstruments des kom-
munalen Vorkaufrechts intensiv zu prüfen und deren Anwendung professionell einzusetzen,
werden zukünflig auch die o. g. erweiterten Spielräume für Kommunen betrachtet.
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Zu 2c sektorale Bebauungspläne

§ 9 BauGB wurde mit Anderung vom 21.06.2021wie folgt um Absatz 2d eqänzl

Für im Zusammenhang bebaute Oftsteile (§ U) können in einem Bebauungsplan zur Wohn-
raumversorgung eine oder mehrere der folgenden Festsetzungen getroffen werden:

1. Flächen, auf denen Wohngebäude enichtet werden dürfen,'

2. Flächen, auf denen nur Gebäude errichtet werden dÜrfen, bei denen einzelne oder alle
Wohnungen die baulichen Voraussetzungen fÜr eine Förderung mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung eiüllen, oder

3. Flächen, auf denen nur Gebäude erichtet werden düien, bei denen sich ein Vorhabenträ-
ger hinsichtlich einzelner oder aller Wohnungen dazu verpflichtet, die zum Zeitpunkt der Ver-
pflichtung geltenden Förderbedingungen der sozialen Wohnraumförderung, insbesondere die
Miet- und Belegungsbindung, einzuhalten und die Einhaltung dieser Verpflichtung in geeig-
neter Weise sichergeslellt wird.

Ergänzend können eine oder mehrere der folgenden Festsetzungen getroffen werden:

1. das Maß der baulichen Nutzung,'

2. die Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren GrundstÜcksflächen sowie
die Stellung der baulichen Anlagen,'

3. vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsllächen;

4. Mindestmaße für die Größe, Breite und Tiefe der BaugrundstÜcke:

5. Höchstmaße für die Größe, Breite und Tiefe der Wohnbaugrundstücke, aus Gründen des
sparsamen und schonenden Umgangs mil Grund und Boden.

Die Festsetzungen nach den Sätzen 1 und 2 können fÜr Teile des räumlichen Geltungsbe'
reichs des Bebauungsplans getroffen werden. Die Festsetzungen nach den Sätzen 7 bis 3
können für Teile des räumtichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans oder für Geschosse,
Ebenen oder sonstige feib bauticher Anlagen unterschiedlich getroffen werden. Das Veiah-
ren zur Aufstetlung eines Bebauungsplans nach diesem Absatz kann nur bis zum Ablauf des

31. Dezember 2024 förmtich eingeteitet werden. Der Satzungsbeschluss nach § l0 Absatz I
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 zu fassen.

Bisher wurden in Wiesbaden keine Bebauungsplanverfahren auf der Grundlage von § 9 Abs

2d BauGB durchgeführt. Das Stadtplanungsamt geht davon aus, dass sich aufgrund der
Wiesbadener Beteiligungsvorschriften keine wesentliche Beschleunigung der Verfahren er-
geben würde. Des Weiteren ist die Anwendung des § I Absatzes 2d BauGB nur noch bis
zum 31. Dezember 2024 möglich. Eine Verlängerung ist bisher nicht vorgesehen
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Zu 2d Baugebote nach § 176 Abs. 1 Satz 3 BauGB

§ 176 BauGB wurde in Absatz 1 um Satz 3 mit Anderung des BauGB vom 21.06.2021 wie
folgt ergänzt:

lm Geltungsbereich eines Bebauungsplans kann die Gemeinde den EigentÜmer durch Be-
scheid verpflichten, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist
1. sein Grundstück entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans zu bebauen,

2. ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhandene sonstige bauliche Anlage den Festset'
zungen des Bebauungsplans anzupassen oder

3. sein Grundslück mit einer oder mehreren Wohneinheiten zu bebauen, wenn in dem Be-
bauungsplan Wohnnutzungen zugelassen sind und wenn es sich um ein nach § 20la be'
stimmtes Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt handelt. Dabei kann die Ge-
meinde auch ein den Festsetzungen des Bebauungsplans entsprechendes Maß der Nutzung
anordnen.

Über die Anwendung von Baugeboten liegen bisher innerhalb der Stadtverwaltung keine Pra-
xiserfahrungen vor. Den einschlägigen Kommentierungen ist zu entnehmen, dass die rechts-
sichere Ausübung von Baugeboten eine sehr umfangreiche Einzelfallprüfung vorausselzt
und mit ausreichender Bestimmtheit erfolgen muss.

ln der Regel erfolgt die Baulandentwicklung in den letzten 20 Jahren durch private und städti-
sche Vorhabenträger, in deren Eigentum sich meistens 100 o/o der Grundstücke befinden.
Aus Sicht der Fachverwaltung sind daher in Wiesbaden nicht die unbebauten Grundstücke in
Bebauungsplanbereichen das Hindernis für den beschleunigten Wohnungsbau, sondern die
oft mehrjährige Dauer der Bebauungsplanverfahren, die langwierigen Verhandlungen der
städtebaulichen Verträge nach § 11 BauGB und die Umsetzung der Erschließungsmaßnah-
men bei neuen Wohngebieten. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass die Festlegung von
Baugeboten in begründeten Einzelfällen auch in Wiesbaden zur Anwendung kommt.

Mit der Anderung des Baugesetzbuchs vom 24.06.2021wurde § 31 Baugesetzbuch
(BauGB) um folgenden Absatz ergäna:

(3) tn einem Gebie! mit einem angespannten Wohnun!'smarkt, das nach § 20la bestimmt
ist, kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall 'on den FestseEungen des Bebau'
ungsptans zugunsten des Wohnungsbaus befreit wetden, wenn die Befreiung auch untgr
Würdigung nachbarticher lnteressen mit den öffentlfu hen Belangen vereinbar ist. Von Salz
I kani nir bis zum Ende der Gellungsdauer der Re :hlsverordnung nach § 20la Gebrauch
gemacht werden. Die Befrislung in Satz 2 bezieht s :h nicht auf die Geltungsdauer einer
benehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im bauaufsichtlichen Veiah'
ren von der iorschrift Gebrauch gemacht werden kann. Für die Zustimmung der Gemeinde
nach satz I gilt § 36 Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

Zu 2e Befreiungen nach § 31 Absatz 3 BaUGB
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Die Anwendung der Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB zugunsten des Wohnungsbaus
wird im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren der Landeshauptstadt Wiesbaden im Ein-
zelfall sorgfältig geprüft und im Einvernehmen zwischen Stadtplanungsamt und Bauaufsicht
entschieden. Es sind in den vergangenen Monaten einige Befreiungen (einstellige Anzahl)
auf Basis dieser Rechtsgrundlage erteilt worden. Aus der Fachabteilung der Bauaufsicht
wird mitgeteilt, dass die verwendete Fachsoftware Befreiungen nach § 31(3) BaUGB nicht
separat aufführt und die bearbeiteten Anträge daher nicht gezielt nach diesem Kriterium ge-
filtert werden können. Bei den gestellten Anträgen ging es ganz überwiegend um Befreiun-
gen von der GFZ, zugunsten von Wohnraum.
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